Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2513 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. August 1971 

1/4 (IV/l)-680 70-E-Be 18/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
eine 


Verordnung (EAG) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die 
in Belgien dienstlich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 14. Juli 1971 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Seitens der Bundesregierung werden gegen den Verordnungs- 
vorschlag keine Bedenken erhoben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck; Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 


Brüssel, den 19. Juli 1971 


Der Rat 


Übersetzung 


Schreiben: 


vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von dem Kom- 
missionsmitglied Herrn A. Borschette 

14. Juli 1971 


an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn Aldo Moro 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung 

der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemein- 
samen Kernforschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


Herr Präsident! 

Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung Nr. 10/63 
über die Beschäftigungsbedingungen für die Atom- 
anlagenbediensteten, die in Belgien dienstlich ver- 
wendet werden, sieht folgendes vor: „Bei Erhöhun- 
gen der Bezüge in den wissenschaftlichen oder tech- 
nischen Tätigkeitsbereichen, die denjenigen der 
Europäischen Atomgemeinschaft entsprechen, insbe- 
sondere beim belgischen Zentrum für Kernforschung, 
wird die Tabelle der Bezüge in dem Maße geändert, 
in dem eine Änderung zugunsten des Personals, das 
Tätigkeiten nach Artikel 10 ausübt, vorgenommen 
worden ist. ln diesem Falle wird die Änderung auf 
Vorschlag der Kommission vom Rat mit qualifizier- 
ter Mehrheit gemäß Artikel 118 Absatz 2 Unterab- 
satz 2 erster Fall des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft binnen kürzester 
Frist beschlossen." 

Nun ist unlängst vom belgischen Zentrum für 
Kernforschung (CEN) für sein Personal ein Abkom- 
mensprotokoll über ein Sozialprogramm zur Rege- 
lung der Bezüge und Beschäftigungsbedingungen 
der Arbeiter, der Angestellten und des unteren 
Führungspersonals für die Zeit vom 1, Januar 1971 
bis 31. Dezember 1971 mit den auf nationaler Ebene 
anerkannten Gewcrkschaftsorganisationen abge- 
schlossen worden. 

Das Abkommensprotokoll sieht folgende Vergün- 
stigungen vor: 

- Die in der Tabelle aufgeführten Bezüge werden 
ab 1. Januar 1971 um 1 ^/o und um 600 bfrs erhöht; 

- die in der Tabelle aufgeführten Bezüge werden 
ab 1. September 1971 erneut um 240 bfrs erhöht. 

Das genannte Protokoll sieht ferner vor, daß die 
individuellen vertraglichen Beziehungen zwischen 
den Arbeitern und dem CEN ab 1. Januar 1971 ge- 


j mäß dem Gesetz über Arbeitsverträge (für Ange- 
j stellte) geregelt werden. Arbeiter, die aus persön- 
lichen Gründen ihre vertraglichen Beziehungen mit 
I dem CEN gemäß dem Gesetz über Arbeitsverträge 
I (für Arbeiter) beibehalten möchten, können jedoch 
1 beantragen, daß die früheren vertraglichen Bindun- 
I gen beibehalten werden. 

Es ist vorgesehen, daß die genannten Vergünsti- 
gungen zu den vorerwähnten Zeitpunkten auf die 
in Geel-Mol dienstlich verwendeten Atomanlagen- 
! bediensteten ausgedehnt werden, allerdings mit 
! Ausnahme des Zeitpunktes, zu dem die Änderung 
I der vertraglichen Beziehungen in Kraft tritt; dieser 
! Zeitpunkt müßte auf den 1. Juli 1971 festgesetzt 
werden, damit sich bei der Regularisierung der Bei- 
I tragszahlungen zur sozialen Sicherheit keine 
Schwierigkeiten ergeben. 

Die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags 
belaufen sich für das Jahr 1971 auf 10 240 RE, die 
unter Posten 241 des Forschungs- und Investitions- 
I haushaltsplans zu verbuchen sind. 

j Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, die 
Verordnung Nr. 10/63 vom 18. Dezember 1963 zur 
Regelung der Bezüge und sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kern- 
forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwen- 
det werden, zu ändern und die Verordnung, die im 
Entwurf diesem Schreiben beigefügt ist, zu erlassen. 

Die Kommission würde es begrüßen, wenn der 
Rat möglichst bald hierüber entscheiden würde. 

(Schlußformel) 

gez. A. Borschette 
Mitglied der Kommission 
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Vorschlag einer Verordnung (EAG) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge 
und der Sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in Belgien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, EAG, EGKS) 
Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Fest- 
legung des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaf- 
ten^), insbesondere auf Artikel 4, Absatz 2 und die 
Artikel 94 und 95 dieser Beschäftigungsbedingun- 
gen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 10/63/EAG des 
Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der Be- 
züge und der Sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden^), 
in der zuletzt durch die Verordnung (EAG) 233/71 
vom 1. Februar 1971'^) geänderten Fassung, insbe- 
sondere auf Artikel 16 dieser Verordnung, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung folgender Gründe; 

Dem Rat obliegt es, auf Vorschlag der Kommission 
unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogenhei- 
ten die Bezüge der Atomanlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle für jeden Ort 
der dienstlichen Verwendung festzulegen. 

Die seit dem 1. Januar 1971 erfolgte Änderung 
der Bezüge des Personals des belgischen Zentrums 
für Kernforschung (Centre Nucleaire beige, C.E.N.) 
rechtfertigt eine Anpassung der monatlichen Grund- 
löhne und Grundgehälter. 


Klasse I 

1 

2 

3 

4 

Gruppe 1 

15 477 

16 355 

17 242 

18 138 

Gruppe 2 

13618 

14 325 

15 038 

15 752 

Gruppe 3 

11 988 

12 586 

13 184 

13 782 

Gruppe 4 

10 793 

11 336 

11 880 

12 423 

Gruppe 5 

9 706 

10 140 

10 575 

11 009 

Klasse II 

1 

2 

3 

4 

Gruppe 1 

11 988 

12 586 

13 184 

13 782 

Gruppe 2 

10 793 

11 336 

11 880 

12 423 

Gruppe 3 

9 706 

10 140 

10 575 

11 009 

Gruppe 4 

8 400 

8 726 

9 053 

9 379 


Auf dem Gebiet der vertraglichen Beziehungen 
: sind Änderungen erfolgt zugunsten der „Arbeiter" 
i des belgischen Zentrums für Kernforschung (C.E.N.) - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 10 der Verordnung Nr. 10/63/Euratom wird 
I mit Wirkung vom 1. Juli 1971 durch folgende Be- 
j Stimmungen ersetzt: 

„Für die Anwendung der belgischen Rechtsvorschrif- 
ten auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit gilt der 
Atomanlagenbedienstete als „Angestellter". 

Der Atomanlagenbedienstete, der im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Verordnung als „Arbeiter" im 
Sinne der belgischen Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet der sozialen Sicherheit galt, kann beantragen, 
daß er weiterhin diese Stellung behält. Der Antrag 
ist innerhalb einer Frist von einem Monat seit dem 
genannten Zeitpunkt einzureichen. 

Artikel 2 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang der Verordnung 
Nr. 10/63/EAG wird mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 ersetzt durch folgende Tabelle: 

0 Amtsblcitt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/3 
3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 28/1 


5 

6 

7 

8 

9 

19 035 

19 929 

20 825 

21 721 

22 617 

16 466 

17 188 

17916 

18 645 

19 373 

14 379 

14 983 

15 587 

16 191 

16 795 

12 966 

13510 

14 053 

14 599 

15 148 

11 443 

11 878 

12312 

12 746 

13 181 

5 

6 

7 

8 

9 

14 379 

14 983 

15 587 

16 191 

16 795 

12 966 

13510 

14 053 

14 599 

15 148 

11 443 

11 878 

12312 

12 746 

13 181 

9 705 

10031 

10 358 

10 684 

11 010 
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Artikel 3 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang der Verord- 
nung Nr. 10/63/EAG wird mit Wirkung vom 1, Sep- 
tember 1971 durch folgende Tabelle ersetzt: 


Klasse 1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 

15717 

16 595 

17 482 

18 378 

19 275 

20 169 

21 065 

21 961 

22 857 

Gruppe 2 

13 858 

14 565 

15 278 

15 992 

16 706 

17 428 

18 156 

18 885 

19613 

Gruppe 3 

12 228 

12 826 

13 424 

14 022 

14619 

15 223 

15 827 

16431 

17 035 

Gruppe 4 

11 033 

11 576 

12 120 

12 663 

13 206 

13 750 

14 293 

14 839 

15 388 

Gruppe 5 

9 946 

10 380 

10815 

11 249 

11 683 

12 118 

12 552 

12 986 

13421 

Klasse 11 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 

12 228 

12 826 

13 424 

14 022 

14 619 

15 223 

15 827 

16431 

17 035 

Gruppe 2 

11 033 

11 576 

12 120 

12 663 

13 206 

13 750 

14 293 

14 839 

15 388 

Gruppe 3 

9 946 

10 380 

10815 

11 249 

11 683 

12 118 

12 552 

12 986 

13421 

Gruppe 4 

8 640 

8 966 

9 293 

9 619 9 945 

Artikel 4 

10 271 

10 598 

10 924 

11 250 



Diese Verordnung 

tritt am 

dritten Tag 

nach 

ihrer 




Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



